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Antrag 

der Abgeordneten Georg Rosenthal, Inge Aures, 
Hans-Ulrich Pfaffmann, Diana Stachowitz, Annette 
Karl, Natascha Kohnen, Andreas Lotte, Bernhard 
Roos, Isabell Zacharias, Martina Fehlner, Helga 
Schmitt-Bussinger SPD 

Open Data Portal für Bayern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Ausschuss 
für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regio-
nale Beziehungen einen schriftlichen und mündlichen 
Bericht über den aktuellen Sachstand bezüglich eines 
Open Data Portals für Bayern vorzulegen. 

Dabei soll es insbesondere um folgende Fragen ge-
hen:  

1.1. Auf welchem Stand ist die Etablierung eines um-
fänglichen bayerischen Open Data Portals? 

1.2. Wie hoch veranschlagt die Staatsregierung die 
Kosten für die Schaffung eines umfänglichen  
Open Data Portals? 

1.3. Welche Forschungsprojekte zur Verwendung von 
Open Data werden in Bayern staatlich gefördert? 

2.1. Von welchem volkswirtschaftlichen Nutzen geht 
die Staatsregierung durch die Verfügbarmachung 
staatlich generierter Daten für die bayerische Wirt-
schaft aus? 

2.2. Aus welchen Gründen werden die staatlichen Da-
ten Bayerns, die über einfache Geoinformations-
daten hinausgehen, immer noch nicht an einer 
zentralen Stelle frei verfügbar gemacht, wie es 

beispielsweise Hamburg, Berlin oder Nordrhein-
Westfalen bereits betreiben? 

2.3. Welche Maßnahmen unternimmt die Staatsregie-
rung, um die EU-Richtlinie 2013/37/EU vom 
26.06.2013 baldmöglichst umzusetzen? 

3.1. Zu welchem Zeitpunkt rechnet die Staatsregierung 
damit, die staatlichen Daten durch eine zentrale 
Schnittstelle verfügbar zu machen? 

3.2. Was steht einer umfänglichen Bereitstellung im 
Weg? 

3.3. Mit welchen konkreten Maßnahmen möchte die 
Staatsregierung sicherstellen, dass alle Kommu-
nen sich an dem Aufbau eines Open Data Portals 
beteiligen? 

4.1. Hat die Staatsregierung durch die Bayerische Ver-
tretung in Brüssel Kenntnis darüber, welche EU-
Staaten die EU-Richtlinie 2013/37/EU bereits um-
fassender als Bayern umgesetzt haben? 

4.2. Hat die Staatsregierung durch die Bayerische Ver-
tretung in Brüssel Kenntnis darüber, welche Maß-
nahmen die EU-Kommission gegen die Staaten, 
die die Richtlinie noch nicht in nationales Recht 
umgesetzt haben, ergriffen hat? 

4.3. Hat die Staatsregierung durch die Bayerische Ver-
tretung in Brüssel Kenntnis darüber, ob solche 
Maßnahmen auch gegen Deutschland angewen-
det wurden? 

5.1. Welche digitalen Dialogmöglichkeiten stehen den 
bayerischen Bürgerinnen und Bürger bereits heu-
te zur Verfügung? 

5.2. Welche Dialogmöglichkeiten sollen mit der Einfüh-
rung einer Open Government Plattform ermöglicht 
werden? 
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Staatshaushalt und 
Finanzfragen 

Antrag der Abgeordneten Georg Rosenthal, 
Inge Aures, Hans-Ulrich Pfaffmann u.a. SPD 
Drs. 17/17747 

 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass der erste Ab-
satz folgende Fassung erhält: 

„Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Land-
tag über den aktuellen Sachstand bezüglich eines 
Open Data Portals für Bayern zu berichten. Der 
Bericht soll im Ausschuss für Bundes- und Euro-
pangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
erörtert werden.“ 

Berichterstatter: Harald Güller 
Mitberichterstatter: Hans Herold 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen federführend zu-
gewiesen. Der Ausschuss für Wirtschaft und 
Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Ener-
gie und Technologie, der Ausschuss für Bun-
des- und Europaangelegenheiten sowie regio-
nale Beziehungen und der Ausschuss für Ver-
fassung, Recht und Parlamentsfragen haben 
den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag 
in seiner 165. Sitzung am 28. September 2017 
beraten und e i n s t im m i g  in der in I. enthal-
tenen Fassung Zustimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Wirtschaft und Medien, Inf-
rastruktur, Bau und Verkehr, Energie und 
Technologie hat den Antrag in seiner 72. Sit-
zung am 19. Oktober 2017 mitberaten und 
e i n s t im m i g  der Beschlussempfehlung des 
federführenden Ausschusses zugestimmt. 

4. Der Ausschuss für Bundes- und Europaange-
legenheiten sowie regionale Beziehungen hat 
den Antrag in seiner 67. Sitzung am 7. No-
vember 2017 mitberaten und e i n s t im m i g  
der Beschlussempfehlung des federführenden 
Ausschusses zugestimmt. 

5. Der Ausschuss für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen hat den Antrag in seiner 79. 
Sitzung am 16. November 2017 mitberaten 
und e i n s t im m i g  der Beschlussempfehlung 
des federführenden Ausschusses zugestimmt. 

Peter Winter 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sit-
zung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Georg Rosenthal, Inge 
Aures, Hans-Ulrich Pfaffmann, Diana Stachowitz, 
Annette Karl, Natascha Kohnen, Andreas Lotte, 
Bernhard Roos, Isabell Zacharias, Martina Fehl-
ner, Helga Schmitt-Bussinger SPD 

Drs. 17/17747, 17/19090 

Open Data Portal für Bayern 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Landtag 
über den aktuellen Sachstand bezüglich eines Open 
Data Portals für Bayern zu berichten. Der Bericht soll 
im Ausschuss für Bundes- und Europangelegenheiten 
sowie regionale Beziehungen erörtert werden. 

Dabei soll es insbesondere um folgende Fragen ge-
hen:  

1.1. Auf welchem Stand ist die Etablierung eines um-
fänglichen bayerischen Open Data Portals? 

1.2. Wie hoch veranschlagt die Staatsregierung die 
Kosten für die Schaffung eines umfänglichen  
Open Data Portals? 

1.3. Welche Forschungsprojekte zur Verwendung von 
Open Data werden in Bayern staatlich gefördert? 

2.1. Von welchem volkswirtschaftlichen Nutzen geht 
die Staatsregierung durch die Verfügbarmachung 
staatlich generierter Daten für die bayerische Wirt-
schaft aus? 

2.2. Aus welchen Gründen werden die staatlichen Da-
ten Bayerns, die über einfache Geoinformations-
daten hinausgehen, immer noch nicht an einer 
zentralen Stelle frei verfügbar gemacht, wie es 
beispielsweise Hamburg, Berlin oder Nordrhein-
Westfalen bereits betreiben? 

2.3. Welche Maßnahmen unternimmt die Staatsregie-
rung, um die EU-Richtlinie 2013/37/EU vom 
26.06.2013 baldmöglichst umzusetzen? 

3.1. Zu welchem Zeitpunkt rechnet die Staatsregierung 
damit, die staatlichen Daten durch eine zentrale 
Schnittstelle verfügbar zu machen? 

3.2. Was steht einer umfänglichen Bereitstellung im 
Weg? 

3.3. Mit welchen konkreten Maßnahmen möchte die 
Staatsregierung sicherstellen, dass alle Kommu-
nen sich an dem Aufbau eines Open Data Portals 
beteiligen? 

4.1. Hat die Staatsregierung durch die Bayerische Ver-
tretung in Brüssel Kenntnis darüber, welche EU-
Staaten die EU-Richtlinie 2013/37/EU bereits um-
fassender als Bayern umgesetzt haben? 

4.2. Hat die Staatsregierung durch die Bayerische Ver-
tretung in Brüssel Kenntnis darüber, welche Maß-
nahmen die EU-Kommission gegen die Staaten, 
die die Richtlinie noch nicht in nationales Recht 
umgesetzt haben, ergriffen hat? 

4.3. Hat die Staatsregierung durch die Bayerische Ver-
tretung in Brüssel Kenntnis darüber, ob solche 
Maßnahmen auch gegen Deutschland angewen-
det wurden? 

5.1. Welche digitalen Dialogmöglichkeiten stehen den 
bayerischen Bürgerinnen und Bürgern bereits 
heute zur Verfügung? 

5.2. Welche Dialogmöglichkeiten sollen mit der Einfüh-
rung einer Open Government Plattform ermöglicht 
werden? 

Die Präsidentin 

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Von der Abstimmung ausgenommen ist zum einen die Nummer 15 der Anlage. Es ist 

dies der Antrag der Abgeordneten Biedefeld, Schuster, Dr. Rabenstein und anderer, 

SPD, betreffend "Verzicht auf die Sperre frei werdender Stellen beim Zentrum Bayern 

Familie und Soziales …" auf Drucksache 17/17552, der auf Wunsch der SPD-Fraktion 

gesondert beraten werden soll, sowie zum anderen die Nummern 40 und 42 der Liste. 

Es sind dies die Dringlichkeitsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 

der SPD-Fraktion betreffend "Rechtssicherheit bei der Erhebung der Erbschaftsteuer 

wiederherstellen" und "Sonderweg bei der Erbschaftsteuer beenden" auf den Drucksa-

chen 17/18251 und 17/18270. Auch diese beiden Anträge sollen gesondert beraten 

werden. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten 

der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und der GRÜNEN. Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltung-

en! – Auch keine. Nun frage ich die fraktionslosen Abgeordneten, ob und welchem 

Fraktionsvotum diese sich anschließen wollen. – Diese enthalten sich. Damit wird das 

protokollarisch so festgehalten. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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